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„Wo haben wir begonnen? Als Friedensprojekt
zwischen Feinden. Was ist unsere größte Errun-
genschaft? Die Ausbreitung von Stabilität und De-
mokratie über den ganzen Kontinent. Und was ist
unsere Aufgabe für die Zukunft? Europa zu einer
Weltmacht zu machen, zu einer Kraft für das Gute
in der Welt.“

Javier Solana, 2006, Hoher Vertreter der Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik der EU

E igentlich könnten sich die Europäer jetzt
aufs weltpolitische Altenteil zurückzie-
hen: Ihren Drang, sich gegenseitig zu mas-
sakrieren, haben sie gebändigt, und die

Gefahr, dass Europa als Schlachtfeld für den Dritten
Weltkrieg herhalten muss, ist ebenfalls abgewandt.
Der Kontinent ist geeint und die Europäer leben in
Frieden, Freiheit und zumeist in relativem Wohl-
stand. Doch leider ist die Geschichte hier nicht zu
Ende, denn die Welt muss neu geordnet werden.

Während des Kalten Krieges bestand eine bipolare
Weltordnung und nach dem Zusammenbruch der So-
wjetunion genossen die USA als alleinige Super-
macht einen unipolaren Moment. Aber dieser Mo-
ment ist auch schon wieder vorbei und die zukünfti-
ge Polarität der Welt ist noch unklar. Manche sehen
eine neue Bipolarität im Entstehen, diesmal mit den
USA und China als Protagonisten. In der positiven
Spielart dieser Sichtweise führen Washington und
Peking die Welt gemeinsam, die G2-Welt. Und in der
negativen Spielart kommt es zu einer Neuauflage des
Kalten Kriegs. Doch weder China noch die
USA wollen eine G2-Welt, geschweige
denn eine Konfrontation.

Andere glauben daher, es entwickle
sich eine Nicht-Polarität, wo Staaten, Un-
ternehmen, Medien, Mafias, Nichtregie-
rungsorganisationen und Warlords um
Einfluss ringen – ein Zustand der Unord-
nung „mit mehrheitlich negativen Kon-
sequenzen“, wie der Erfinder der
Nicht-Polarität, der Präsident des US
Council on Foreign Relations, Ri-
chard Haass, glaubt. Und wieder
andere erkennen eine Rückkehr
zu einer multipolaren Weltord-
nung. „Die Welt ist wieder nor-
mal geworden“, sagt der Histo-
riker Robert Kagan und meint
damit eine Welt, wo einige
Großmächte unablässig um die
Vormacht ringen und Krieg
letztlich kaum zu vermeiden ist.

Aber es gibt auch eine optimisti-
sche Variante der Multi-Polarität: die Inter-
Polarität. Hier sind die Abhängigkeiten (In-
terdependenzen) zwischen den Ländern
so groß, dass diese gezwungen sind zusam-
menzuarbeiten. „Alle wichtigen Staaten sehen
sich mit dem beispiellosen Zusammentreffen dreier
Krisen konfrontiert, der Wirtschafts-, Energie- und
Umweltkrise, und kein Land kann diese Herausfor-
derungen alleine meistern“, sagt der Politikwissen-
schaftler Giovanni Grevi, der Erfinder der Inter-Pola-
rität. Bei der Neuordnung der Welt stehen also drei
mehrheitlich negative und nur ein tendenziell positi-
ves Ordnungsmuster zur Auswahl. Und schlimmer
noch: Die klassische, konfrontative Multi-Polarität
entspricht wohl der „natürlichen“ Ordnung. Aber es
gibt noch einen weiteren Grund, warum es verfrüht
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Neues Spiel, neues Glück
wäre, wenn sich die Europäer nun aufs Altenteil zu-
rückzögen: die Verschiebung des wirtschaftlichen
und politischen Schwerpunkts vom Atlantik in den
Pazifik. So ist der Anteil Europas am weltweiten
„Bruttoinlandsprodukt“ seit 1970 von 40 auf 30 Pro-
zent zurückgegangen. Umgekehrt ist der Anteil Asi-
ens im gleichen Zeitraum von 14 auf 26 Prozent ge-
stiegen. Aber das ist noch nicht alles, wie Herman
van Rompuy, der Präsident des Europäischen Rates
festgestellt hat: „Die Trends gehen weiter als die
wohlbekannte wirtschaftliche und demografische
Dynamik. Asien und der Pazifik entwickeln sich
schnell zu Kraftzentren für Wissenschaft und For-
schung, und die Wettbewerbsfähigkeit der Region
setzt den globalen Standard.“

Aus diesem Grund haben die USA im vergangenen
Jahr Verhandlungen für eine gigantische Freihan-
delszone rund um den Pazifik gestartet: die Trans Pa-
cific Partnership. Im Gegensatz dazu macht die von
Bundeskanzlerin Angela Merkel im Jahr 2006 ange-
regte EU/US-Freihandelszone keine merklichen
Fortschritte. Aber auch sicherheitspolitisch konzen-
trieren sich die USA nun primär auf Asien, denn wie
van Rompuy sagt: „Während Europa im letzten Jahr-
hundert der gefährlichste Kontinent war, hat sich das
Augenmerk der Sicherheitsanalysten nun auf Asien
und den Pazifik verschoben. Sie erkennen dort zwar
noch keinen unverhehlten Rüstungswettlauf, aber
hinsichtlich Militärausgaben und konfrontativer Psy-
chologie sind die Voraussetzungen für ein Wettrüs-
ten gegeben.“ Diese Verschiebung des Schwer-
punkts nach Asien hat zwei Folgen für Europa: Zum
einen steht Europa wirtschaftlich und weltpolitisch
nicht mehr im Zentrum, sondern findet sich am Rand
wieder (siehe Karte), und zum anderen kann sich Eu-

ropa nicht länger darauf verlassen, dass die USA
weiterhin in Eu-

ropas Nachbarschaft für
Ordnung sorgen. Dies war bereits im Li-
byenkrieg zu beobachten, wo sich die USA geweigert
haben, die Führungsrolle zu übernehmen und die Al-
liierten nur unterstützt haben. Kurz, Europa wird un-
bedeutender und muss sich zunehmend selber um
seine Sicherheit kümmern.

Das Erfordernis, eine neue Weltordnung zu entwi-
ckeln, und der relative Bedeutungsverlust Europas

bergen die Gefahr, dass die neue
Weltordnung ohne Europa entwi-
ckelt wird. Denn die Zeiten, wo ein-
zelne europäische Länder als Groß-
mächte auf der weltpolitischen Büh-
ne agieren konnten, sind vorbei, und
die permanenten Sitze von England
und Frankreich im UN-Sicherheitsrat
wirken zunehmend als Überbleibsel
aus einer längst vergangenen Zeit.
Europa steht also vor einer Wahl, wie
Catherine Ashton, die Außenbeauf-
tragte der EU, festgestellt hat: „Es ist
wirklich einfach: Wenn wir alle am
gleichen Strang ziehen, können wir
unsere Interessen verteidigen. Wenn
nicht, werden andere für uns Ent-
scheidungen treffen.“

Aber was einfach klingt, ist
schwierig umzusetzen. Denn was be-
deutet es, „am gleichen Strang zu zie-
hen“? Dies bedeutet eine weitgehen-
de Vergemeinschaftung der Außen-
und Sicherheitspolitik innerhalb der
EU und somit die Abgabe von Souve-

ränitätsrechten durch die Mit-
gliedsstaaten. Ein erster Schritt in
diese Richtung wurde mit dem Lis-
sabon-Vertrag gemacht, durch den
die Jobs von van Rompuy und Ash-
ton vor rund zwei Jahren erst ge-
schaffen wurden. Doch der Lissa-
bon-Vertrag greift zu kurz. Er hat In-
stitutionen geschaffen, aber sagt
nichts über die Inhalte der EU-Au-
ßenpolitik. Was fehlt, ist eine ge-
meinsame Strategie, die beschreibt,
in welche Richtung sich die Welt
entwickeln soll und welchen Platz
Europa in dieser Welt anstrebt – ei-
ne „grand strategy“. Eine solche
Strategie ermöglicht die Koordinati-
on der außen- und sicherheitspoliti-
schen Aktivitäten der EU-Mitglie-
der. Dies zeigt ein Blick in die Ver-
gangenheit, als die EU noch eine
„grand strategy“ hatte: Während
des Kalten Krieges bestand die eu-
ropäische Strategie darin, einen
Dritten Weltkrieg zu vermeiden
und eine weitere Ausbreitung kommunistischer Dik-
taturen zu verhindern. Und nach dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion verfolgte die EU-Strategie das
Ziel, die jungen Demokratien in Mitteleuropa zu sta-
bilisieren und diese Länder in die EU und Nato zu in-
tegrieren. Dieses Ziel wurde im Jahr 2007 mit der
Aufnahme von Bulgarien und Rumänien in die EU er-
reicht. Doch nun fehlt eine „grand strategy“, und
auch die Aufnahme der Nachfolge-
staaten Jugoslawiens in die EU
vermag diese Lücke nicht zu

füllen. Schließ-
lich kann sich Europas Antwort auf die Her-
ausbildung einer multipolaren Welt und den Aufstieg
Asiens nicht in der Aufnahme Montenegros erschöp-
fen. Im Gegenteil: Was Europa braucht, ist ein Wech-
sel der Perspektive, wie der britische Historiker Ti-
mothy Garton Ash anmahnt: „Während die größten
Errungenschaften Europas in den letzten 50 Jahren
innerhalb von Europa waren, liegen die Herausforde-
rungen der nächsten 50 Jahre außerhalb Europas.“

Doch um diesen Herausforderungen strategisch
begegnen zu können, müssen die Europäer – und
hier insbesondere die Deutschen – ihre Abneigung
gegenüber einem strategischen Ansatz in der Welt-
politik überwinden. Innerhalb Europas ist Machtpo-
litik zurecht verpönt, und viele lehnen daher einen
strategischen Ansatz auch auf der globalen Ebene ab.
Dabei übersehen sie aber, dass der Verzicht auf
Machtpolitik innerhalb Europas auf Gegenseitigkeit
beruht, während auf der globalen Ebene die wesent-
lichen Akteure wie die USA, China, Indien oder
Russland mit größter Selbstverständlichkeit strate-
gisch vorgehen. Das europäische Unbehagen mit ei-
nem strategischen Ansatz rührt dabei weniger von
den Zielen her, etwa einer auf Kooperation beruhen-
den, interpolaren Weltordnung, sondern von den
Mitteln, dem zweiten konstitutiven Teil einer „grand
strategy“. Denn das Mittel zur Durchsetzung der ei-
genen Ziele ist Macht, wie auch das eingangs aufge-
führte Zitat von Javier Solana zeigt: „Und was ist un-
sere Aufgabe für die Zukunft? Europa zu einer Welt-
macht zu machen, zu einer Kraft für das Gute in der
Welt.“ Hier ist „Europa zu einer Weltmacht zu ma-
chen“ das Mittel und „zu einer Kraft für das Gute in

der Welt“ das Ziel. Für Solana ist klar, dass Europa ein
Pol in der multipolaren Weltordnung sein muss, eine
Weltmacht, wenn es den weiteren Verlauf der Ge-
schichte beeinflussen will.

Die Macht eines Staates oder Staatenverbundes
setzt sich dabei aus drei Elementen zusammen: „Soft
Power“, also der Anziehungskraft des politischen

und gesellschaftlichen Modells, sowie den
beiden Varianten von „Hard Power“:

Geld und Gewalt. Wenn Europa also
einer interpolaren Weltordnung

zum Durchbruch verhelfen will,
muss es alle drei Formen von
Macht zum Einsatz bringen,

auch militärische Mittel. Denn
die Glaubwürdigkeit der UNO

hängt davon ab, dass UN-Resolutio-
nen auch durchgesetzt werden.
Und der Bedarf für internationales
Krisenmanagement ist groß: In
den letzten zehn Jahren war die
EU an 28 verschiedenen Einsät-

zen beteiligt. Frieden und Sicherheit
sind bedauerlicherweise eben kein Zu-
stand, sondern ein Produkt, ein internatio-
nales öffentliches Gut, das immer wieder
aufs Neue hergestellt werden muss.

Und die Nachfrage nach diesem Gut
wird weiter steigen: Allein der Klimawan-

del und die wachsende Weltbevölkerung
sorgen für zunehmendes Konfliktpotential.

Hinzu kommen die immer größeren ge-
genseitigen Abhängigkeiten zwischen

Staaten, sodass Waldbrände in Russland zu
Hungeraufständen in Afrika führen können.

Oder um es mit Ashton zu sagen: „Niemand
kann auf eine Insel der Stabilität und des Wohl-

stands hoffen, in einem Meer aus Unsicherheit und
Ungerechtigkeit.“

Wenn sich Europa also seinem Bedeutungsverlust
entgegenstemmt und geschlossen strategisch agiert,
so geschieht dies nicht nur, um das eigene Selbst-
wertgefühl zu befriedigen. Es geht vor allem darum,
Einfluss auf den weiteren Verlauf der Geschichte zu
nehmen, „eine Kraft für das Gute in der Welt“ zu
sein. Und der europäische Ansatz wird immer noch
gebraucht, obschon die aktuelle Weltordnung in wei-
ten Teilen der europäischen Wunschvorstellung ent-
spricht: Mit Dutzenden von internationalen Organi-
sationen und Hunderten von Staatsverträgen wurde
für die meisten grenzübergreifenden Probleme eine
rechtsbasierte, multilaterale Lösung entwickelt.

–
Viele Kleine machen
den Großen Druck
–

Doch insbesondere die USA und China halten
wenig vom Multilateralismus, da sie sich ungern
rechtlich zu etwas verpflichten. Wenn Europa daher
nicht an der Ausarbeitung der neuen Weltordnung
beteiligt ist, wird der Multilateralismus geschwächt
und die Chancen für eine auf Kooperation basierte,
inter-polare Welt schwinden. Dabei hat der multila-
terale Ansatz weltweit Anhänger, wie etwa der Erfolg
in der letzten Runde der internationalen Klimaver-
handlungen in Durban gezeigt hat: Indem Europa
dort Allianzen mit den kleineren Entwicklungslän-
dern geschmiedet hat, ist es gelungen die USA, China
und Indien zu Zugeständnissen zu bewegen.

Noch ist es also zu früh für Europa, sich aufs welt-
politische Altenteil zurückzuziehen, denn wir kön-
nen die Welt ja nicht einfach alleine lassen.

Asien – hier Schanghai – ist die neue Boomregion.

Europa ringt noch um seine neue Rolle. F O T O S : D P A / B Z


